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Funktionen des Gerichtshofs

Nach Art. 164 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWGV), 136 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft (EAGV) und 31 des Vertrages über die Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKSV) sichert der Gerichtshof die
Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung der Verträge.

Diese umfassende Aufgabe der Wahrung des Rechts weist dem Gerichtshof
die Funktion eines Hüters des Gemeinschaftsrechts zu. Als solcher ist er zustän-
dig für die Auslegung der Gemeinschaftsverträge, des primären Gemeinschafts-
rechts und der von den Organen der Gemeinschaft erlassenen Rechtsakte, des
sekundären Gemeinschaftsrechts, das für die EWG und EAG vor allem in Ver-
ordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, für die EGKS in allgemeinen und
individuellen Entscheidungen und Empfehlungen gesetzt wird. Der Gerichtshof
überprüft ferner die Gültigkeit dieser Rechtsakte, wobei Maßstab vor allem das
Vertragsrecht ist. Schließlich wacht er über die Einhaltung der Verträge durch
die Mitgliedstaaten.

Neben der Wahrung des Rechts obliegt dem Gerichtshof aber auch die Fort-
bildung des Rechts. Diese Funktion folgt aus der Aufgabe, das Recht zu wahren.
Recht besteht nicht allein aus den geschriebenen, schon rechtssatzförmig ausge-
bildeten Normen. Rechtssätze lassen sich ebenso aus Strukturprinzipien der Ge-
meinschaftsverfassung ableiten. Auf diese Weise hat der Gerichtshof den
Grundsatz vom Vorrang des Gemeinschaftsrechts aus dem Charakter der Ge-
meinschaft als einer mit eigener Hoheitsgewalt ausgestatteter Rechtsgemein-
schaft gefolgert1. Aus Strukturprinzipien der Gemeinschaftsverfassung hat der
Gerichtshof ferner die Vertragsschlußkompetenz der Gemeinschaft erweitert.
Ausdrücklich ist dieser, neben Einzelfällen, die Kompetenz nur auf dem Gebiet
der Handelspolitik (Art. 113 EWGV) und auf dem Gebiet der Assoziierung
(Art. 238 EWGV) zugewiesen. Der Gerichtshof folgert aus der Notwendigkeit,
in der Gemeinschaft einheitlich Recht zu setzen, daß die Vertragsschlußkompe-
tenz der Gemeinschaft sich auf alle Gebiete ihrer Zuständigkeit erstreckt, weil
die völkerrechtlichen Verträge in Gemeinschaftsrecht umgesetzt würden2.

Vor allem aber hat der Gerichtshof das Gemeinschaftsrecht fortenwickelt, in-
dem er die allgemeinen Rechtsgrundsätze als Bestandteil des Gemeinschafts-
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rechts anerkannt und aus diesen Grundrechte und Prinzipien des Verwaltungs-
rechts wie den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, des Vertrauensschutzes u.a.
abgeleitet hat3.

Zuständigkeiten

Wie der Gerichtshof seine Funktion, die Wahrung des Rechts zu sichern und das
Gemeinschaftsrechts fortzubilden, erfüllen kann, hängt von seinen Zuständig-
keiten im einzelnen ab. Folgende hauptsächliche Verfahrensarten sind zu unter-
scheiden:
1. Das Vertragsverletzungsverfahren: Nach Art. 169, 170 EWGV, 141, 142

EAGV, 33 EGKSV ist der Gerichtshof zuständig für Klagen der Kommission
oder eines Mitgliedstaates gegen einen Mitgliedstaat wegen Verletzung des
Vertrages.

2. Die Nichtigkeitsklage: Sie richtet sich gegen Rechtsakte, die vom Rat oder der
Kommission erlassen worden sind (Art. 173 Abs. 1 EWGV, 146 Abs 1
EAGV, 33 Abs. 1 EGKSV) und kann von einem Mitgliedstaat, dem Rat oder
der Kommission (EGKS: nur von einem Mitgliedstaat oder dem Rat) erho-
ben werden. Einzelne (EGKS: Unternehmen und Verbände) können die
Nichtigkeitsklage gegen eine an sie ergangene (individuelle) Entscheidung
(EGKS: auch Empfehlung) anstrengen (Art. 173 Abs. 2 EWGV, 146 Abs. 2
EAGV, 33 Abs. 2 EGKSV). Die Klage kann gestützt werden auf Unzustän-
digkeit des handelnden Organs, Verletzung wesentlicher Formvorschriften,
Verletzung des Vertrages oder einer bei seiner Durchführung anzuwenden-
den Rechtsnorm oder wegen Ermessensmißbrauchs.
In eingeschränktem Maße kann der einzelne die Nichtigkeitsklage auch ge-
gen Verordnungen (im Bereich der EGKS gegen allgemeine Entscheidun-
gen) und an andere gerichtete Entscheidungen erheben.

3. Die Untätigkeitsklage ist gegeben, wenn der Rat oder die Kommission
(EGKS: nur die Kommission) unter Verletzung des Vertrages es unterlassen
haben, einen Beschluß zu fassen (Art. 175 EWGV, 148 EAGV, 35 EGKSV).
Klagebefugt sind die Mitgliedstaaten, die anderen Organe der Gemeinschaft
(EGKS: nur der Rat) und einzelne (EGKS: Unternehmen und Verbände).

4. Die Schadenersatzklage (Art. 178 EWGV, 151 EAGV, 34 Abs. 2, 40
EGKSV) richtet sich auf Ersatz des im Bereich der außervertraglichen Haf-
tung entstandenen Schadens, den die Organe der Gemeinschaft oder ihre Be-
diensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursacht haben (Art. 215 Abs.
2 EWGV, 188 Abs. 2 EAGV, abweichend: Art. 34 Abs. 2, 40 EGKSV).

5. Beamtenklagen (179 EWGV, 152 EAGV).
6. Vorabentscheidungsverfahren (Art. 177 EWGV, 150 EAGV, 41 EGKSV):

Der Gerichtshof entscheidet auf Antrag eines staatlichen Gerichts über die
Auslegung des EWGV und EAGV sowie über die Auslegung und Gültigkeit
von Handlungen der Organe der Gemeinschaft (EGKS: nur des Rates und
der Kommission).
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7. Sonstige: Im übrigen kann der Gerichtshof u.a. als Schiedsgericht (Art. 181,
182 EWGV, 153,154 EAGV, 42 EGKSV) und als Gutachter über die Verein-
barkeit von internationalen Abkommen der EG mit den Gemeinschaftsver-
trägen angerufen werden (Art. 228 Abs. 1 UAbs. 2 EWGV).

Zusammensetzung
Vor dem Beitritt Griechenlands setzte sich der Gerichtshof aus neun Richtern
und vier Generalanwälten zusammen. Die Richter und Generalanwälte werden
von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf
sechs Jahre ernannt. Wiederernennung ist zulässig. Alle drei Jahre findet eine
teilweise Neubesetzung des Gerichtshofs statt. Zu Richtern und Generalanwäl-
ten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit
bieten und ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen
Voraussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähi-
gung sind. Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofs
für die Dauer von drei Jahren. Wiederwahl ist zulässig. Der Gerichtshof ernennt
seinen Kanzler.

Im Jahre 1980 fand ein Wechsel im Amt des Präsidenten statt. Der Deutsche
Hans Kutscher schied freiwillig vorzeitig aus seinem Amt. An seiner Stelle wur-
de der Belgier Josse Mertens de Wilmars zum Präsidenten gewählt. Zum neuen
deutschen Richter wurde Ulrich Everling ernannt. Im Jahre 1980 schied ferner
der Generalanwalt Mayras (Frankreich) aus.

Der Gerichtshof tagt teils als Plenum, teils in Kammern, von denen zur Zeit
drei bestehen.

Am 31. Dezember 1980 setzte sich der Gerichtshof wie folgt zusammen:
Präsident: Herr Josse Mertens de Wilmars
Erster Generalanwalt: Herr Gerhard Reischl
Erste Kammer: Präsident: Herr Thymen Koopmans

Richter: die Herren Andreas O'Keeffe, Giacinto Bosco
Zweite Kammer: Präsident: Herr Pierre Pescatore

Richter: die Herren Adolphe Touffait, Ole Due
Dritte Kammer: Präsident: Herr Josse Mertens de Wilmars

Richter: Lord Alexander John Mackenzie-Stuart
Herr Ulrich Everling

Generalanwälte: die Herren Jean Pierre Warner, Francesco Capotori
Kanzler: Herr Albert Van Houtte

Die Stellung der Richter und der Generalanwälte ist in den Satzungen des Ge-
richtshofs4 geregelt.

Verfahren
Das Verfahren des Gerichtshofs ist teils in den Satzungen, vor allem aber in der
Verfahrensordnung des Gerichtshofs5 geregelt. Aufgrund seiner großen Bela-
stung hatte der Gerichtshof im Juli 1978 in einem an den Rat gerichteten Memo-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1980 91



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

randum gefordert, die Zahl der Richter und Generalanwälte zu erhöhen und das
Verfahren zu ändern. Während sich die Mitgliedstaaten auf eine Erhöhung der
Zahl der Richter und Generalanwälte wegen des Nationalitätenproporzes nicht
zu einigen vermochten, stimmten sie einer Änderung der Verfahrensordnung
zu, die der Gerichtshof mit Wirkung vom 8. Oktober 1979 beschloß6. Im wesent-
lichen betrifft die Änderung folgende Punkte7: Bildung von mehr als zwei Kam-
mern; Abweisung von offensichtlich unzulässigen Klagen a limine durch Be-
schluß; Ausweitung der Verweisungsmöglichkeit vom Plenum an die Kammern.

Die große Belastung des Gerichtshofs ist zugleich Ausdruck der Tatsache, daß
das Gemeinschaftsrecht immer weitere Bereiche des Rechts durchdringt. So hat
sich die Zahl8 der Vorabenscheidungsverfahren von 1 im Jahre 1961 über 32 im
Jahre 1970 auf 123 im Jahre 1978 erhöht, während sie seitdem leicht rückläu-
fig ist(1979: 106; 1980: 92). Insgesamt sind seit 1953 bis Ende 1980 3 458 Rechts-
sachen anhängig gemacht worden. Davon sind bis Ende 1980 durch Urteil 1 761
Rechtssachen entschieden worden. Bis Ende 1979 waren weitere 225 Rechtssa-
chen anders als durch Urteil abgeschlossen und 1 340 Rechtssachen noch anhän-
gig-

Wichtige Entscheidungen9

Von den 1980 ergangenen 168 Urteilen seien, thematisch geordnet, solche her-
vorgehoben, die besonders wichtige allgemeine Probleme des Gemeinschafts-
rechts betreffen und die Funktion des Gerichtshofs, die Wahrung des Gemein-
schaftsrechts zu sichern und seine Fortentwicklung zu bewirken, besonders un-
terstreichen. Im übrigen sei auf die übrigen Kapitel dieses Jahrbuchs und die
(amtliche) „Sammlung der Rechtssprechung des Gerichtshofs" verwiesen.

Aufbau und Zuständigkeiten

Das Parlament trat erstmals aufgrund Art. 37 der Satzung des Gerichtshofs
(EWG) einem Rechtsstreit bei, der von einem deutschen und einem französi-
schen Unternehmen mit dem Ziel angestrengt worden war, eine Verordnung
nach Art. 173 EWGV für nichtig zu erklären. Das Parlament trat dem Rechts-
streit bei, um die Anträge der genannten Unternehmen zu unterstützen, soweit
diese geltend machten, daß der Rat dadurch, daß er die Verordnung nach Einlei-
tung der Konsultationen des Parlaments, aber ohne Einholung seiner Stellung-
nahmen erließ, eine im Vertrag vorgesehene wesentliche Formvorschrift verletzt
habe. Trotz der Einwendungen des Rates, der vor allem erklärte, daß Art. 37 der
Satzung — der „die Organe" betrifft — keine größere Tragweite haben könne als
Art. 173 EWGV, der dem Parlament kein Klagerecht einräumt, erklärte der Ge-
richtshof den Streitbeitritt des Parlaments für zulässig und hob die Verordnung
auf™.

Grundrechte und allgemeine Rechtsgrundsätze

In einer Reihe von Urteilen hat der Gerichtshof Gelegenheit gehabt, seine
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Rechtsprechung auf dem Gebiet der Grundrechte zu festigen. Im Urteil vom 26.
Juni 1980 — National Panasonic/Kommission, 136/79 — n bestätigt der Gerichts-
hof, daß die Untersuchungsbefugnisse der Kommission aufgrund der Kartell-
Verordnung Nr. 17/62 mit Art. 8 der Europäischen Menschenrechtskonvention
vereinbar sind. In Urteilen vom 19. Juni 1980 — Testa, Maggio und Vitale/ Bun-
desanstalt für Arbeit, 41,121 und 769/79 - 1 2 bekräftigt der Gerichtshof, daß der
Schutz des Eigentumsrechts zu den von den Gemeinschaftsorganen zu wahren-
den Grundrechten zählt, wenngleich er die Frage offen ließ, ob dieser Schutz sich
auch auf die in der Gesetzgebung eines Mitgliedstaats vorgesehenen Leistungen
bei Arbeitslosigkeit erstreckt.

Mit seinem Urteil vom 27.3.1980 - Macarthys Ltd. W. Smith, 128/7913 hat der
Gerichtshof seine Rechtsprechung zu Art. 119 EWGV, wonach Männer und
Frauen gleiches Entgelt zu erhalten haben, weiter entwickelt. Diese Rechtspre-
chung hatte ihren Ausgangspunkt in dem Urteil „Defrenne"14 genommen. Jetzt
war der Gerichtshof von dem Londoner Court of Appeal im Rahmen eines
Rechtsstreits angerufen worden, in dem eine bei einer Großhandelsfirma für
pharmazeutische Erzeugnisse beschäftigte Lagerverwalterin rügte, bei ihrer
Entlohnung diskriminiert zu werden, weil der Mann, dessen Stelle sie nach vier-
monatiger Vakanz übernommen habe, eine höheren Lohn erhalten habe. Der
Gerichtshof bestätigte, daß Art .119 EWGV unmittelbare Wirksamkeit habe, al-
so keiner Durchführungsmaßnahme der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten
bedürfe, wenn es sich um Fälle sog. „offener" Diskriminierung handele, die sich
schon anhand der Merkmale gleiche Arbeit und gleiches Entgelt allein feststel-
len ließen.

Gemeinschaftsrecht und nationales Recht

In seinem Urteil vom 6.5.1980 - Kommission/Königreich Belgien, 102/79 - 1 5

hat der Gerichtshof präzisiert, welche Verpflichtungen die Mitgliedstaaten bei
der Umsetzung von Richtlinien nach Art. 189 Abs. 3 EWGV haben. Belgien ar-
gumentierte gegenüber einer Richtlinie, die es nicht umgesetzt hatte, die inner-
staatlichen Vorschriften seien ohnehin weniger streng als die Gemeinschaftsnor-
men und stünden deshalb der Einfuhr der unter die Richtlinie fallenden Erzeug-
nissen nicht im Wege. Demgegenüber stellte der Gerichtshof fest, daß der Mit-
gliedstaat seiner Verpflichtung aus Art. 189 Abs. 3 EWGV nicht genügt, wenn er
lediglich im Wege der praktischen Handhabung oder der verwaltungsmäßigen
Duldung den Anforderungen der Richtlinie Rechnung trage, sie hingegen nicht
in innerstaatliche Rechtsnormen umsetze.

In mehreren Urteilen hat der Gerichtshof die Abgrenzung zwischen den Re-
geln des nationalen Verwaltungsverfahrens und dem Gemeinschaftsrecht kon-
kretisiert. Danach sind für Zahlungen von Einfuhrabschöpfungen, die nicht er-
hoben worden sind16, für Rückzahlung von Ausfuhrerstattungen17 oder für De-
naturierungsprämien18 die Regeln des nationalen Verwaltungsrechts anwend-
bar, weil solche des Gemeinschaftsrechts fehlten. Das gleiche gilt für Ansprüche
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des einzelnen auf Rückzahlung von unzulässig erhobenen Währungsausgleichs-
beträgen oder inländischen Abgaben19.

Vertragsverletzungsverfahren

In den letzten Jahren haben die Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 169
EWGV gegen Mitgliedstaaten zugenommen. Diese Tendenz hat sich auch 1980
fortgesetzt. Es wurden 240 neue Verfahren eingeleitet, gegenüber 200 im Jahre
1979. Dementsprechend hat sich auch die Zahl der mit Gründen versehenen
Stellungnahmen (82) gegenüber dem Vorjahr erhöht. In 28 Fällen wurde Klage
eingeleitet.

In 21 dieser 28 Fälle ging es um die Nichtanwendung von Richtlinien, die vor
allem die Rechtsangleichung betrafen. 10 Klagen wurden gegen Italien, 6 gegen
Belgien, 2 gegen Frankreich, 2 gegen Luxemburg und 1 gegen die Bundesrepu-
blik Deutschland angestrengt.

Eine besondere Bedeutung haben 2 Verfahren, die die Kommission gegen
Frankreich eingeleitet hat20; die Kommission geht damit gegen Maßnahmen vor,
die Frankreich trotz des Urteils des Gerichtshofs vom 25. September 1979 in der
Rs 232/78 - Schaffleisch -^ aufrechterhalten hatte.

Im Jahre 1980 erließ der Gerichtshof 20 Urteile in Vertragsverletzungsverfah-
ren; in 17 Fällen stellte er Verstöße der Mitgliedstaaten gegen den EWGV fest:
die unterschiedliche Besteuerung von Erdöl-Erzeugnissen aus Altöl und aus an-
deren gleichartigen Erzeugnissen durch Italien22, die NichtVereinheitlichung der
Abgaben auf verschiedene alkoholische Getränke durch Frankreich, Italien und
Dänemark23, die Nichtanwendung der Richtlinien über Detergentien bzw. über
den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe durch Italien24, die Gewäh-
rung einer Beihilfe an die Zuckererzeuger zur Deckung bestimmter Lagerkosten
und die Erhebung einer Sonderabgabe auf Zucker zur Finanzierung einer Beihil-
fe an die italienische Zuckerindustrie durch Italien25, die NichtUmsetzung meh-
rerer Richtlinien über Kraftfahrzeuge und landwirtschaftliche Zugmaschinen
durch Belgien26, diskriminierende Regelungen der Werbung für alkoholische
Getränke und die Aufrechterhaltung von Hindernissen für den innergemein-
schaftlichen Warenverkehr durch Frankreich27, Maßnahmen im Fischereisektor
durch das Vereinigte Königreich28, Diskriminierungen aus Gründen der Staats-
angehörigkeit bei Zahlung von Sozialleistungen durch Belgien29, die fehlende
Umsetzung von Richtlinien im Bereich der nicht selbstständigen Waagen und
der Kennzeichnung von Drahtseilen, Ketten und Lasthaken durch Italien30 so-
wie die Weigerung Italiens, rechtzeitig die Gesamtabrechnung über die Verwen-
dung der an Italien gezahlten Gemeinschaftsmittel vorzulegen31.
Auch im Jahre 1980 hat der Gerichtshof in eindrucksvoller Weise bestätigt, daß
er seine Funktionen, das Recht zu wahren und das Recht fortzubilden, wahrzu-
nehmen vermag. Wenn gelegentlich seine Urteile, wie im Falle „Schaffleisch",
nicht beachtet werden, so darf eine solche Ausnahmeerscheinung nicht verallge-
meinert werden; denn im übrigen wird seine Rechtsprechung, auch von Frank-
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reich, respektiert. Die Rolle des Gerichtshofs, im Streit zwischen Gemeinschaft
und Mitgliedstaaten politischen Streit auf justiziellem Wege beizulegen, ist in-
zwischen so gefestigt, daß vereinzelte Mißachtungen seiner Rechtsprechung
zwar in höchstem Maße bedauerlich sind, die Bedeutung des Gerichtshofs aber
insgesamt nicht in Frage zu stellen vermochten. Vor allem wird davon die für den
Bestand und die Fortentwicklung der Rechtsordnung der Gemeinschaft beson-
ders wichtige Aufgabe des Gerichtshofs, das Handeln der Organe rechtlich zu
kontrollieren und auf Vorlage staatlicher Gerichte das Gemeinschaftsrecht aus-
zulegen, nicht berührt.
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